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DIE GRÖSSTEN CO
2
-VERURSACHER

Pro Kopf betrachtet liegt der CO
2
-Ausstoß der G8-Länder deutlich über dem der wichtigsten 

Schwellenländer.

* CO
2
-Ausstoß pro Kopf und Jahr in Tonnen

25 USA24 Kanada16 Russland12 Japan
Deutschland

11 Frankreich
Großbritannien

9 Italien* 11 Südafrika

China

Brasilien
Indien

652

BOOMTOWN MUMBAI: In den nächsten Jahr-
zehnten will Indien zur Weltwirtschaftsmacht 
aufsteigen. Um diesen Prozess möglichst 
nachhaltig zu gestalten, hat die Regierung 
ein Programm aufgelegt, das alternative 
Energien und das Energiesparen fördert. 

G8-Staaten Schwellenländer

Quelle: WWF/Allianz 2009
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Das große Umdenken
Verantwortungsvolles Wirtschaften erfordert, dass Politik, Wirtschaft und 

Gesellschaft an einem Strang ziehen. Eine Herausforderung, der sich immer 

mehr Länder stellen – im Norden und im Süden.

Text Karin Vogelsberg  Illustrationen Mira Gatermann und Sabine Schiemann

IW
irtscha' swoche-Chefredakteur Roland 
Tichy schrieb Ende 2010 in einem Edito-
rial: „So, wie sich in den Sechzigerjahren 
die Menschen für das Raumfahrtpro-

gramm Apollo begeistert haben und später für das Internet, 
so sind heute nachhaltige J emen der StoK , aus dem die 
Träume sind. Noch ist vielleicht die Wirtscha'  nicht grün – 
aber die Utopien sind es längst.“ 

Stimmt das? Ist eine soziale und ökologische Wirt-
scha' sweise bisher nur eine Vision? Immerhin gibt es schon 
genaue Vorstellungen davon, was sie bewirken kann: Sie soll 
dazu beitragen, die Millenniums-Entwicklungsziele zu errei-
chen. In der DeV nition des Umweltprogramms der Verein-
ten Nationen (UNEP) ist die sogenannte „Green Economy“ 
ein ganzheitliches System, das Wirtscha' , Politik, Gesell-
scha'  und Umwelt einschließt. Eine gute Regierungsfüh-
rung ist Voraussetzung für „Green Economy“, denn der Staat 
muss Voraussetzungen und Anreize für eine sozial- und um-
weltverträgliche Wirtscha' sweise schaK en. „Grünes“ Wirt-
scha' en bedeutet, dass sich Produktionsprozesse und Kon-
sumverhalten ändern. Faire Handelsbeziehungen werden 
etabliert, Abfall und Verschmutzung reduziert, Ressourcen 
geschont. „Green Economy“ soll die Armut eindämmen und 
gerechte Lebensbedingungen fördern. Und es entstehen 
neue, menschenwürdige Beschä' igungsmöglichkeiten.  

Dieser Ansatz scheint auf den ersten Blick nicht neu. So 
orientiert sich die deutsche internationale Zusammenarbeit 
schon längst am Leitbild einer sozialen und ökologischen 
Marktwirtscha' . Doch verantwortliches Wirtscha' en ist 
nicht einfach ein neuer Name für nachhaltige Entwicklung. 
Es ist vielmehr ein Instrument, das der nachhaltigen Ent-

wicklung neue Impulse verleiht, sie fördert, beschleunigt 
und konkretisiert. 

Was konkret für eine soziale und umweltfreundliche 
Wirtschaft getan werden kann, treibt seit einigen Jahren 
Staaten und Staatenbündnisse sowie internationale Organi-
sationen um. So startete UNEP im Jahre 2008 den „Global 
Green New Deal“, mit dem Ziel, nach der Wirtscha' s- und 
Bankenkrise die Weltwirtscha'  auf nachhaltige Weise an-
zukurbeln und Entwicklungsimpulse zu setzen. 2009 folgte 
die „Green Economy Initiative“, die Regierungen dabei 
 helfen will, Umwelt- und Ressourcenschutz in den Mittel-
punkt ihrer Politik und ihrer Investitionen zu stellen. Die 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
 Entwicklung (OECD) setzt auf „Green Growth“ und damit 
auf Programme, die auf sozial und ökologisch verträgliche 
Weise aus der Finanzmisere heraushelfen sollen. Und 2012 
wird „Green Economy“ ein Schwerpunkt des Weltgipfels 
Rio+20 der Vereinten Nationen (UN) sein. 

Eine Mammutaufgabe

Das breitgefächerte internationale Interesse lässt erkennen: 
Es geht um globale Herausforderungen. Soziale Ungerech-
tigkeit, Klimawandel, der Verlust natürlicher Ressourcen 
und der Artenvielfalt betreffen nicht zuletzt durch ihre 
volkswirtscha' lichen Folgen sowohl reiche als auch arme 
Länder. Um die Probleme in den GriK  zu bekommen, sind 
„tektonische Umbrüche“ nötig, heißt es in einem Bericht 
des Bundesministeriums für wirtscha' liche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) über den Weg zu einer koh-
lenstoffarmen Wirtschaft. Es gibt gute Gründe, diese »
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Mammutaufgabe anzugehen: zum Beispiel die soziale Un-
gleichheit, die zunimmt – auch in den wohlhabenderen Län-
dern. Verschär'  werden die sozialen Missstände von schwer-
wiegenden ökologischen Problemen. Vier Monate lang lebte 
die gesamte Menschheit im vergangenen Jahr auf Pump bei 
der Natur. Die Organisation Global Footprint Network hat 
errechnet, dass der 21. August 2010 „Earth Overshoot Day“ 
war – der Tag, an dem die Weltbevölkerung ihr ökologisches 
Budget für das Jahr aufgebraucht hatte. Alle natürlichen 
Ressourcen, die wir danach noch nutzten, konnten nicht 
mehr regeneriert werden. Aktuell verbrauchen wir das Äqui-
valent von eineinhalb Erden, und jährlich wird die Lücke 
zwischen Angebot und Verbrauch größer. Doch die Erde ist 
kein unendlich geduldiger Kreditgeber. Die Menschheit 
zahlt krä' ig Lehrgeld für ihr unvernün' iges Wirtscha' en: 
Klimawandel, Verlust der Artenvielfalt, Entwaldung, Was-
sermangel und Lebensmittelknappheit sind die Folgen.

Der hohe Preis, den die Natur uns zahlen lässt, ist aber 
nicht nur symbolisch zu verstehen. Der maßlose Verbrauch 
ist teuer, auch in Geld berechnet. „Wenn man natürliche 
Ressourcen kostenlos nutzen und daran verdienen kann, 
dann ist das Marktversagen“, stellt der Ökonom Pavan Sukh-

dev fest. Er leitete im Au' rag der deutschen Regierung und 
der EU-Kommission die Studie „J e Economics of Ecosys-
tems and Biodiversity“ (TEEB) und ist heute Leiter der 
„grünen“ Wirtscha' sinitiative der Vereinten Nationen. Die 
Studie klebt – bildlich gesprochen – ein Preisschild auf die 
Natur. Die sozialen und ökologischen Kosten der Naturzer-
störung werden auf diese Weise sichtbar. Den jährlichen 
Waldverlust berechnet die Studie zum Beispiel mit 2.000 bis 
5.000 Milliarden US-Dollar – dagegen nehmen sich die 
Kosten der Bankenkrise fast bescheiden aus. Das Ökosystem 
in Geld aufzuwiegen ist nicht unumstritten, da die Berech-
nungen komplex sind und auf Schätzungen fußen. Doch die 
Kalkulationen machen unmissverständlich klar: Ein „Weiter 
so“ können wir uns nicht leisten. 

Die Folgen bekommen vor allem die armen Länder zu 
spüren. Sie zahlen die Zeche dafür, dass der Kredit der Natur 
so krä' ig überzogen wird. Dabei tragen sie am wenigsten zu 
dieser Misswirtscha'  bei. In Asien und Afrika beispielsweise 
machen sich die negativen Folgen des Klimawandels schon 
bemerkbar und verschärfen die sozialen Probleme: Tempera-
turanstiege und Wasserknappheit führen zu Ernteausfällen, 
die Armut und Hunger verschlimmern. 25 Millionen Kli-
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Entwicklung touristischer Gebiete

Auftraggeber: BMZ; Kofinanzierung 
durch die Agentur der Österreichi-
schen Entwicklungszusammen arbeit 
(ADA) und das norwegische Außen-
ministerium
Partner: Ministerium für Nachhaltige 
Entwicklung und Tourismus der 
 Republik Montenegro 
Laufzeit: Januar 2006 bis Juni 2011  

Landschaftliche und regionale Vielfalt Montenegros machen den Tou-
rismus zu einem der wichtigsten Wirtschaftszweige. Die Urlaubsge-
biete sollen nachhaltig erschlossen werden, daher werden Natur- und 
Umweltschutz bei allen Maßnahmen mitgedacht. Um einen sanften Tou-
rismus zu ermöglichen, ist die Bevölkerung bei der Planung und Um-
setzung der Aktivitäten einbezogen: Es entstehen Wanderwege und 
Mountainbike-Strecken sowie Weinstraßen und Angelmöglichkeiten. Im 
Nationalpark Skutarisee können die Touristen nun beispielsweise Wein-
güter besuchen, Kajak fahren oder eine geführte Tour buchen. 

>MONTENEGRO

Ökologische Waldbewirtschaftung

Auftraggeber: Gujarat Forest  
Department, Regierung des 
 Bundesstaates Gujarat 
Finanzier: Japan Bank for 
 International Cooperation 
Laufzeit: 2008 bis 2013 

Es ist ein weltweites Anliegen, Wälder zu erhalten und zu schüt-
zen. Im indischen Bundesstaat Gujarat fördert GIZ International 
Services in enger Abstimmung mit nationalen und internationalen 
Partnern die Kooperation der für den Erhalt der Wälder in der 
Region zuständigen Verwaltung und der verschiedenen Gemein-
schaften, die in den Wäldern leben und sie bewirtschaften. Indem 
die Verwaltung zukünftig eine klar definierte Rolle und festgeleg-
te Aufgaben übernimmt und die Bevölkerung angemessen an der 
Nutzung der Wälder beteiligt, verbessert sich die Lebenssituation 
der Bewohner und der Wald ist langfristig geschützt.

>INDIEN
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mam üchtlinge gibt es heute schon, in den nächsten Jahren 
könnte sich die Zahl verdoppeln, befürchtet man bei UNEP. 
Der Schwund der natürlichen Ressourcen stellt für die Ent-
wicklungsländer eine unmittelbare Existenzbedrohung dar. 
Mehr als eine Milliarde Menschen sind direkt auf funktio-
nierende Ökosysteme angewiesen, zum Beispiel, weil sie von 
Landwirtscha'  oder Fischfang leben. 

Wie lassen sich die Probleme lösen? Müssen sich alle 
mit weniger zufrieden geben? Für die reichen Länder wäre 
das durchaus eine Möglichkeit – und es würde ihnen ver-
mutlich nicht einmal sehr viel ausmachen. Das legt zumin-
dest die Studie BP World Values Survey nahe. Sie weist nach, 
dass jenseits eines bestimmten Standards, der auskömmliche 
und gesunde Lebensumstände sichert, zusätzlicher Konsum 
keine weitere Steigerung der Zufriedenheit bedeutet. Für die 
armen Länder ist Verzicht allerdings keine Option. Sie wol-
len und müssen sich wirtscha' lich weiterentwickeln.  

Zunehmender finanzieller Wohlstand garantiert aber 
noch keine nachhaltige Entwicklung. Schließlich finden 
Wirtscha' swachstum und soziale Entwicklung nicht immer 
gleichzeitig statt. Der Human Development Index (HDI) be-
tont deshalb die Wahlmöglichkeiten der Menschen. Das Ein-

Kooperationen zu erneuerbaren Energien

Auftraggeber: Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie 
Im Rahmen der: Exportinitiative 
 Erneuerbare Energien
Laufzeit: seit 2009 

Der Energiebedarf in Ostafrika steigt rapide an und Investitionen in 
die Energieversorgung sind dringend nötig. Sowohl die geografischen 
als auch die politischen Voraussetzungen sprechen für den Ausbau 
von erneuerbaren Energien in der Region. Seit zwei Jahren unterstützt 
die GIZ deutsche Unternehmen daher bei ihrem Schritt in die Märkte 
Ostafrikas. Interessierte Firmen erhalten Informationen über Marktpo-
tenziale und Fördermöglichkeiten und können so ihr Know-how in Län-
der wie Uganda oder Kenia transferieren. Durch ergänzende Politik-
beratung entsteht ein investitionsfreundliches Umfeld für erneuerbare 
Energien – davon profitieren langfristig nicht nur lokale und deutsche 
Unternehmen, sondern auch die Umwelt und die Menschen vor Ort.

>OSTAFRIKA

Chancen der Globalisierung

Auftraggeber: BMZ 
Partner: United Nations Econo-
mic Commission for Latin Ame-
rica and the Caribbean (ECLAC)
Laufzeit: 2006 bis 2010 

Wirtschaftliche Entwicklung ist nicht automatisch mit sozialer Integ-
ration, Chancengleichheit und Nachhaltigkeit verbunden. Die GIZ berät 
gemeinsam mit der UN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika und 
die Karibik die Länder der Region dabei, die notwendigen politischen 
Rahmenbedingungen für eine ökologisch und sozial ausgerichtete 
Wirtschaft in der Region zu schaffen. Die Verbesserung des Zugangs 
zu globalen Märkten steht ebenso im Mittelpunkt wie der Umgang 
mit dem Klimawandel, gute Regierungsführung und die Förderung von 
Innovationen. Durch gemeinsame Seminare und Publikationen, bila-
terale Gespräche und Abkommen stellen die Partner die Weichen für 
ein breitenwirksames und nachhaltiges wirtschaftliches Wachstum.

>LATEINAMERIKA/KARIBIK

kommen ist neben Faktoren wie Bildungsmöglichkeiten und 
Lebenserwartung nur ein – wenn auch wichtiges – Indiz für 
den Entwicklungsstand eines Landes. Der Happy Planet In-
dex der britischen Denkfabrik „New Economics Foundation“ 
setzt die Zufriedenheit in Relation zum Ressourcenverbrauch 
und belegt, dass ein gutes Leben nicht die Welt kosten muss.

Doch viele Entwicklungs- und Schwellenländer sorgen 
sich um ihr Wachstum, wenn die Umwelt eine zentrale Rolle 
im Wirtscha' sleben spielen soll. Das zeigte die Diskussion im 
Rahmen des VorbereitungstreK ens vor Rio+20 im Mai 2010. 
Die Diplomaten der G77, der Entwicklungsländergruppe der 
UN, stimmten dem Gipfel-J ema „Green Economy“ nur zö-
gerlich zu – obgleich der Gipfel das ökologische Wirtscha' en 
ausdrücklich in den Kontext der Armutsbekämpfung stellt. 
Der Vertreter Indiens brachte die Skepsis auf den Punkt: Für 
sein Land sei es wichtig, die Ernährung der Bevölkerung sicher-
zustellen – auch um den Preis höherer CO

2
-Emissionen. Viele 

Entwicklungsländer befürchten durch „Green Economy“ 
Nachteile wie einen „grünen Protektionismus“. Sie mutmaßen, 
die Industrieländer könnten ihre Märkte durch nichttarifäre 
Handelshemmnisse wie etwa Umweltstandards abschotten. Fi-
nanziell sehen sich die  ärmeren Länder kaum dazu in der »

LUXEMBURG

VIETNAM

10,2*

1,3*

* Wenn alle Menschen 
so lebten wie in diesem 
Land, bräuchte man pro 
Jahr theoretisch so viele 
Erden wie angegeben, um 
ihren Verbrauch zu decken. 
Quelle: The Happy Planet 

Index 2.0



AKZENTUIERT

Lage, in nachhaltige Produktionsverfahren zu investieren und 
Personal für „grüne“ Technologien auszubilden. DeV zite gibt 
es häuV g auch im Bereich „Good Governance“. Eine nachhal-
tige Wirtscha'  braucht verlässliche staatliche Strukturen, die 
Rahmenbedingungen und Gesetze zum Sozial- und Umwelt-
schutz schaK en sowie Anreize für Innovationen bieten. Unter-
stützung von staatlicher Seite ist ebenfalls erforderlich, damit 
die Bevölkerung durch eine nachhaltige Wirtscha' sweise nicht 
über Gebühr belastet wird. So muss es zum Beispiel für die Ar-
men soziale Hilfen geben, sollten die Preise für Wasser und Le-
bensmittel steigen, weil die Kosten realistisch – das heißt inklu-
sive der Umweltkosten – kalkuliert werden. 

Chancen für Schwellenländer

In einer verantwortungsvollen Wirtscha' sweise liegen aber 
auch große Chancen für die Entwicklungs- und Schwellen-
länder. Zum Beispiel gewinnt der Ressourcenreichtum der 
Entwicklungsländer in einem nachhaltigen Wirtscha' ssys-
tem neuen Wert. Und gerade weil Entwicklungs- und 
Schwellenländer besonders unter den Folgen des Klimawan-
dels leiden, ist es in ihrem Interesse, den Treibhausgasausstoß 
zu begrenzen. Durch eine nachhaltige Wirtscha' sweise tun 
sich Möglichkeiten auf, Kosten zu sparen und zugleich die 
Versorgung zu verbessern. Berechnungen der Vereinten Na-
tionen belegen, dass der Nutzen von Umweltprojekten die 
Kosten bei weitem übersteigt. Außerdem wird der Mehr-
fachnutzen von Schutzmaßnahmen o'  nicht genug gewür-
digt. Entschließt man sich zum Beispiel zum Schutz von Ko-
rallenriffen, hat das gleichzeitig Vorteile für den Küsten-
schutz, den Öko-Tourismus, die Fischerei und damit auch 
für die Nahrungsmittelversorgung.

Besonders viel Geld lässt sich beim Energieverbrauch 
sparen, denn Importe sind teuer und ineo  ziente Energienut-
zung erhöht den Verbrauch zusätzlich. Nach Berechnungen 
der Internationalen Energieagentur werden sich Energiever-
brauch und Treibhausgasausstoß bis 2030 um 45 Prozent er-
höhen, wenn sich der heutige Trend fortsetzt. Mehr als zehn 
Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts werden Entwicklungs-
länder dann für Energie ausgeben. Geld, das ihnen für die Ver-
besserung von Bildung und Gesundheitsversorgung dann 
nicht zur Verfügung steht. Besonders groß ist der Energiehun-
ger in den Schwellenländern. Sie wachsen so schnell, dass die 
Energieversorgung nicht Schritt halten kann und die Weiter-
entwicklung deshalb gefährdet ist. So müsste Indien in den 
nächsten 25 Jahren seinen Kohleverbrauch vervierfachen und 
könnte trotzdem seinen Bedarf nicht decken. Kein Wunder 
also, dass die indische Regierung ein Energieprogramm aufge-
legt hat, das auch von der Bundesregierung unterstützt wird. 
Es verpm ichtet die 5.000 größten Energieverbraucher zu er-

heblichen Einsparungen. Energiemanager werden ausgebildet 
und alternative Energien kommen verstärkt zum Einsatz, vor 
allem auf dem Land, wo bisher 500 Millionen Menschen kei-
nen Zugang zu Elektrizität haben. 

Auch die südosteuropäischen Transformationsländer 
müssen aus wirtschaftlichen Gründen im Energiebereich 
umdenken. Beispiel Montenegro: Für viel Geld muss der 
Kleinstaat derzeit ein Drittel seiner Energie importieren. 
Mit Ausnahme von Wasserkra'  werden erneuerbare Ener-
gien bisher kaum genutzt. 20 bis 40 Prozent des Energiever-
brauchs könnten in Wirtscha'  und Haushalten kurzfristig 
eingespart werden. Eine Informationskampagne soll nun für 
einen bewussteren Umgang mit Energie sorgen. Durch Ge-
setze und Anreizsysteme werden nachhaltige Energiegewin-
nung und -nutzung von staatlicher Seite aus gefördert. „In-
novative energiesparende Technologien erfordern aber auch 
Arbeitskräfte, die sich damit auskennen. Solche Arbeits-
krä' e sind in Montenegro bisher so gut wie nicht zu V nden“, 
sagt Jeanette Burmester vom Projekt „Berufsbildung und 
Training“, das die GIZ im Au' rag des BMZ in Montenegro 
durchführt. Das soll sich in naher Zukun'  ändern, denn in 
der Berufsausbildung V nden Energieeo  zienz, Umwelt- und 
Ressourcenschonung zunehmend ihren Platz.

In wenig entwickelten Ländern wie Uganda stellt sich 
das Energieproblem wieder anders dar. Zu 93 Prozent deckt 
der 33-Millionen-Einwohner-Staat seinen Primärenergiebe-
darf aus Biomasse. Dadurch geraten die ohnehin schon stark 
eingeschränkten Waldbestände des Landes noch mehr unter 
Druck. Zugang zu Elektrizität haben nur zehn Prozent der 
Bevölkerung, auf dem Land sind es gar nur fünf Prozent. Das 
ist ein Nachteil für die wirtscha' liche Entwicklung. Zusätz-
lich drücken Stromausfälle das Wirtscha' swachstum jähr-
lich um bis zu zwei Prozent. Der nationale Entwicklungs-
plan bis 2014/15 hat sich die Förderung einer nachhaltigen 
Energieversorgung auf die Fahnen geschrieben, da Berech-
nungen zeigen, dass mit erneuerbaren Energien mehr Men-
schen zu günstigen Preisen mit Strom versorgt werden kön-
nen. Steuererleichterungen begünstigen erneuerbare Ener-
gien und seit 2011 existiert sogar eine standardisierte 
Einspeisevergütung für alternative Energien. Die Ziele sind 
ehrgeizig – doch bislang bestehen sie erst auf dem Papier.

Neue Einnahmequellen

Nachhaltiges Wirtscha' en spart aber nicht nur Geld, son-
dern schas   auch neue Einnahmequellen. Zum Beispiel in 
der Landwirtscha' : 46 Milliarden US-Dollar ist der welt-
weite Handel mit Bioprodukten wert. Jährlich wächst der 
Absatz in diesem Segment um mehr als fünf Milliarden US-
Dollar, meldet der Brancheninformationsservice Orga-
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* Wenn alle Menschen 
so lebten wie in diesem 
Land, bräuchte man pro 
Jahr theoretisch so viele 
Erden wie angegeben, um 
ihren Verbrauch zu decken. 
Quelle: The Happy Planet 
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COSTA RICA: Die Menschen in dem mittel-
amerikanischen Land sind laut einer Studie 
die zufriedensten der Welt – obwohl sie über 
vergleichsweise wenig Wohlstand verfügen.

Zufriedenheit (von 1 bis 10)

BIP pro Kopf in Dollar

GELD ALLEIN MACHT NICHT GLÜCKLICH

Die Zufriedenheit von Menschen hängt nur bedingt von ihrem Wohlstand ab: So sind die Bewohner 
reicher Staaten wie Kuwait, Luxemburg oder den USA weniger zufrieden als die Menschen in Cos-
ta Rica. Existenzielle Armut dagegen führt oft auch zu deutlich weniger Zufriedenheit. 

Quellen: The Happy Planet Index 2.0/CIA – The World Factbook      

COSTA RICA

11.400
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SIMBABWE
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KUWAIT DEUTSCHLAND
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LUXEMBURG
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VIETNAM
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51.700

6,7

CHINA



18 akzente 02/2011

AKZENTUIERT

nic Monitor. Vorteile bringt der biologische Landbau auch 
der Umwelt. Durch Biolandbau verringern sich die Treib-
hausgasemissionen um 64 Prozent, wie UNEP ermittelt hat. 
Sogar der Ertrag steigt – im Durchschnitt um 79 Prozent, 
unter anderem weil der Landbau den Bodenverhältnissen 
und dem Wasserangebot angepasst wird. 

Während sich Bioprodukte in den wohlhabenden Län-
dern wachsender Beliebtheit erfreuen, sind die Erzeuger zu 
80 Prozent in Afrika, Asien und Lateinamerika zu V nden. 
Diese Chance hat Uganda ergriffen. Wie in den meisten 
Ländern mit einer hohen Armutsrate lebt in Uganda der 
überwiegende Teil der Bevölkerung von der Landwirtscha' . 
Meist handelt es sich um Kleinbauern, die sich teure Hilfs-
mittel wie Kunstdünger nicht leisten können. Aus dieser 
Not haben die Erzeuger eine Tugend gemacht und setzen 
massiv auf lukrativen, zertiV zierten Biolandbau. Aktuell gibt 
es mehr als 215.000 Biobauern. Im vergangenen Jahr brachte 
der Export von Bioprodukten 36 Millionen US-Dollar ein, 
teilt die Organisation National Organic Agricultural Move-
ment of Uganda (NOGAMU) mit. Für ihre Ware können 
die Produzenten das Zwei- bis Dreifache des Preises für kon-
ventionell erzeugte Produkte verlangen. 

Montenegro hat eine Einnahmequelle im san' en Tou-
rismus gefunden. Dem Fremdenverkehr verdankt der Klein-
staat an der Adria den größten Beitrag zu seiner wirtscha' li-
chen Entwicklung. Vor allem das Hinterland wird derzeit für 
Wander- und Radreisende erschlossen. Einen Bauboom wie 
an der Küste will die Regierung in den neuen touristischen 
Regionen aber vermeiden. Gleichwohl sollen durch den Öko-
tourismus in den strukturschwachen Regionen Arbeitsplätze 
geschaK en werden, damit die Abwanderung gebremst wird. 
Touristen suchen hier vor allem eine intakte Umwelt – und in 
diesem Bereich musste das exjugoslawische Land erst einiges 
tun. „Noch in den 1990er Jahren sah es in Montenegro gar 
nicht gut aus für Natur und Umwelt“, berichtet Jeanette Bur-
mester. Der Krieg, die internationale Isolation und die Aum ö-
sung aller bis dahin gültigen Systeme hatten auch die Ökosys-
teme geschädigt. Seither hat Montenegro daran gearbeitet, 
sich nicht nur politisch, wirtscha' lich und gesellscha' lich zu 
entwickeln, sondern auch ökologisch. Das kleine Land ist 
stolz darauf, als weltweit erster Staat nachhaltige Entwick-
lung zum Verfassungsziel erklärt zu haben.

Die Motivation hierfür liegt nicht nur im Tourismus als 
Einnahmequelle. Ende 2010 erhielt Montenegro den Status 
„EU-Beitrittskandidat“ – das ist ein starker Ansporn, den 
Nachhaltigkeits-Standards der EU zu genügen, zum Beispiel 
im Hinblick auf die Reduzierung der Treibhausgase oder 
Energieeinsparungen. Indem sich das Transformationsland 
an der EU orientiert, will es seine Kooperationsfähigkeit be-
weisen und verstärkt westliche Investoren anziehen.

Technologie wieder im Fokus
 

„Durch verantwortungsvolles Wirtschaften gerät auch die 
Technologie wieder stärker in den Fokus der Zusammenarbeit 
zwischen Partnerländern“, erläutert Andreas Villar, GIZ-Pro-
jektleiter Energie und Klima. Insbesondere Transformations- 
und Schwellenländer, die vor Investitionen in Energie und In-
frastruktur stehen, haben die Möglichkeit, direkt auf neue, zu-
kun' sfähige Verfahren zu setzen. „In manchen Regionen der 
Welt ist es möglich, eine technologische Generation völlig zu 
überspringen“, so die Einschätzung von UNEP-Chef Achim 
Steiner. Im Energiebereich gibt es dafür zahlreiche Beispiele, 
etwa das Vorhaben „Desertec“, das in der Region Nordafrika/
Mittlerer Osten mittels Solarkra' werken saubere Energie aus 
der Wüste gewinnen will. Indien hat nach Regierungsangaben 
vor, die „Supermacht der Windenergie“ zu werden. Wind-
kra' anlagen aus Indien werden bis nach Australien und in die 
Vereinigten Staaten geliefert. China ist inzwischen der größte 
Produzent von Solarpanels. Im Bereich erneuerbare Energien 
hat China in den letzten Jahren 1,5 Millionen Jobs geschaK en.

Die internationale Zusammenarbeit kann die Partnerlän-
der durch Technologiekooperationen – zum Beispiel in Form 
von Entwicklungspartnerscha' en mit der Wirtscha'  (PPP) – 
bei ihrer technischen Entwicklung unterstützen. Fester Bestand-
teil solcher Technologiekooperationen muss der Aufbau von 
Know-how vor Ort sein. Nur auf diese Weise kann die Techno-
logie nutzbringend eingesetzt werden, während zugleich neue, 
qualiV zierte Jobs entstehen. Speziell für deutsche Technologie-
unternehmen, als Weltmarktführer in einer Reihe eo  zienter 
und innovativer Umwelttechnologien, ist eine verstärkte Ko-
operation zwischen Wirtscha'  und Entwicklungspolitik von 
großem Interesse. Gerade bei umweltfreundlichen Technolo-
gien besteht eine große Nachfrage in vielen Entwicklungs- und 

„Ich bin überzeugt, dass mehr Entwicklungslösungen als Entwicklungs-

probleme darin liegen, wenn wir die globale Erwärmung und den Verlust der 

Artenvielfalt angehen.“          Pavan Sukhdev, Chef der „Green Economy“-Initiative von UNEP
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Schwellenländern; investitionsförderliche Rahmenbedingun-
gen sind aber selten gegeben. Hier können Programme der Ent-
wicklungszusammenarbeit hilfreich sein. Für ein Land wie 
Deutschland mit der weltweit größten installierten Windkra' -
kapazität, der höchsten Verwertungsquote bei Verpackung, Glas 
und Papier, das führend im Bereich der wärmedämmenden Bau-
technologien ist, besteht die Chance, neben den entwicklungs-
politischen Zielen auch Synergien mit außenwirtscha' lichen 
Interessen Deutschlands in den Programmen zu berücksichti-
gen und weiter auszubauen. 

Die Festigung und Verbesserung der Position der deut-
schen Wirtschaft in den Wachstumsmärkten sichert auch 
Wachstum und Arbeitsplätze in Deutschland und schas   wel-
che in den Partnerländern. Durch die Flankierung der Ent-
wicklungskonzepte der Bundesregierung durch deutsche Un-
ternehmen auf strategischen Wachstumsmärkten kann eine 
„Triple-win-Situation“ entstehen: saubere Technologien, 
Know-how-Transfer und Beschä' igungsmöglichkeiten (green 
jobs) für Entwicklungsländer; ein Ausbau der Weltmarktfüh-
rerscha'  der deutschen Industrie in den Bereichen Umwelt- 
und Klimatechnologie; und eine Verbesserung der globalen 
Umweltsituation. Die internationale Zusammenarbeit ist aber 
nicht nur in Technologiekooperationen gefragt. Ihre Unter-
stützung wird auf breiter Ebene gebraucht, damit ökologi-
sches und soziales Wirtscha' en in den ärmeren Ländern Fuß 
fasst. Die deutsche Entwicklungspolitik verfolgt seit jeher ei-
nen ganzheitlichen Ansatz. „Gleichwohl fordert der Fokus auf 
eine umwelt- und sozialverträgliche Wirtscha' sweise noch 
stärker als bisher ein sektorübergreifendes Konzept, den ge-
samtwirtscha' lichen Blick“, betont Andreas Villar. 

Eingreifen statt reagieren

Den Ehrgeiz, alle relevanten Sektoren in ein nachhaltiges 
Wirtschaftskonzept einzubeziehen, hat zum Beispiel das 
Programm „Umweltmanagement-Beratung“, das die GIZ im 
Au' rag des BMZ in Indien durchführt. Die GIZ berät und 
unterstützt die zuständigen Regierungsstellen dabei, Um-
weltmanagement in der Industrie und den Städten durchzu-
setzen. Man will weg vom bloßen Reagieren auf Missstände, 
die durch zunehmende Verstädterung, Industrialisierung 
und wachsenden Konsum entstehen. Stattdessen will Indien 
aktiv eine umweltgerechtere Wirtscha' sweise gestalten und 
die Lebensqualität verbessern. Diese Ziele sollen mit deut-
scher Unterstützung erreicht werden, das Umweltmanage-
ment-Programm umschließt viele Bereiche – von der Um-
weltgesetzgebung bis zu nachhaltigem Konsum, von Ver-
braucherschutz bis Stadtentwicklung. 

Ein solcher ganzheitlicher Ansatz ist nötig, weil Verbes-
serungen in einzelnen Bereichen kein wirklich nachhaltiges 

System schaK en. Die Volksrepublik China zum Beispiel be-
eindruckt durch ihr Wirtscha' swachstum und die Eindäm-
mung der Armut. Sie erntet außerdem international Lob für 
ihre erheblichen Investitionen in ökologische Nachhaltig-
keit. Rund 218 Milliarden US-Dollar aus dem Konjunktur-
programm zur Abfederung der Wirtscha' s- und Finanz-
marktkrise steckte die Volksrepublik in den Aufbau „grüner“ 
Infrastruktur. Doch die soziale Entwicklung hinkt hinterher. 
Es herrscht extreme Ungleichheit, vor allem zwischen Stadt 
und Land. Das soziale System ist instabil und es fehlt an Ab-
sicherung, zum Beispiel im Fall von Krankheit und Arbeits-
losigkeit. Berufliche Bildung und Gesundheitsversorgung 
 genießen noch nicht den nötigen Stellenwert. 

Auch Uganda ist trotz seiner Erfolge im ökologischen 
Landbau von Nachhaltigkeit noch weit entfernt. So bietet 
der Export von Bioprodukten eine gute Einnahmequelle – 
belastet aber auch die globale Ökobilanz. Dazu kommen wei-
tere Probleme: „Die Umwelt bekommt nicht genug Auf-
merksamkeit. Die natürlichen Ressourcen geraten angesichts 
des Bevölkerungswachstums unter Druck“, kritisiert der Wis-
senscha' ler Robert Bakiika von der Nichtregierungsorgani-
sation Environmental Management for Livelihood Improve-
ment. Bakiika rügt die Entwaldung, die Wasserverschmut-
zung und den sorglosen Umgang mit Abfall in seinem Land. 
Und der Druck auf die Natur wächst, insbesondere, da 
Uganda dabei ist, Ölquellen zu erschließen. 

Im Vergleich zu vielen anderen Ländern ist Deutsch-
land auf einem guten Weg zur Nachhaltigkeit. Das Statisti-
sche Bundesamt misst alle zwei Jahre die Fortschritte der 
Bundesrepublik auf dem Weg zu selbst gesetzten Nachhal-
tigkeitszielen. Derzeit weisen 19 der 35 untersuchten Indi-
katoren in die richtige Richtung. Nachbesserungsbedarf be-
steht aber zum Beispiel im Bereich Verkehr. Könnte man 
sich etwa zu einem Tempolimit entschließen, würde das im 
Jahr drei Millionen Tonnen CO

2
 einsparen, hat das Umwelt-

bundesamt errechnet. Und allein 2008 wurden im Verkehrs-
bereich ökologisch nachteilige Subventionen in Höhe von 
23 Milliarden Euro getätigt. Auf der anderen Seite hat 
Deutschland seit den 1990er Jahren große Anstrengungen 
unternommen, Wirtschaftswachstum und Schadstoffaus-
stoß zu entkoppeln. Lu'  und Gewässer sind immer sauberer 
geworden, zumal auch Unternehmen die Vorteile einer um-
welt- und sozialverträglichen Wirtscha' sweise erkannt ha-
ben. Bis 2020 will Deutschland seinen Treibhausgasausstoß 
um 40 Prozent im Vergleich zu 1990 senken. Der Ausbau er-
neuerbarer Energien schreitet voran, derzeit tragen die Er-
neuerbaren 16 Prozent zum deutschen Strommix bei.

Vor dem Weltgipfel Rio+20 wirbt die Bundesregierung 
in ihrem „Magazin für Entwicklungshilfe“ aktiv für „Green 
Economy“ und macht sich stark für globale Lösungen, »

* Wenn alle Menschen 
so lebten wie in diesem 
Land, bräuchte man pro 
Jahr theoretisch so viele 
Erden wie angegeben, um 
ihren Verbrauch zu decken. 
Quelle: The Happy Planet 
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» INTERVIEW

Mit Rio+20 steht im Jahr 2012 der nächs-
te   große UN-Gipfel ins Haus. Welche Debat-
ten werden in der Bundesregierung zum Thema 
„Green Economy im Kontext nachhaltiger Ent-
wicklung und Armutsminderung“ aktuell ge-
führt? Wo sehen Sie die Stellschrauben, damit 
es auch für die Ärmsten positive Effekte hat?
Die Bundesregierung hat sich im EU- und VN-
Rahmen aktiv dafür eingesetzt, das Thema 
„Green Economy im Kontext nachhaltiger 
Entwicklung und Armutsminderung“ promi-
nent auf die Tagesordnung der VN-Konferenz 
für nachhaltige Entwicklung (Rio+20) zu set-
zen. Wirtscha' liche Entwicklung ist eine wich-
tige Voraussetzung für Armutsminderung und 
bessere Lebensbedingungen der Menschen. 
Studien haben jedoch gezeigt: Eine fehlende 
Verknüpfung von Ökonomie und Ökologie 
führt zu sinkendem Wohlstand, auch für die 
Ärmsten, die häuV g besonders von der Nut-
zung natürlicher Ressourcen abhängen.

Unser Ziel ist daher, wirtscha' liche Ent-
wicklung in unseren Partnerländern so zu un-
terstützen, dass sie ökologisch verträglich ist 
und armutsmindernd wirkt. So bietet ein ge-
zieltes, intelligentes Management von natürli-
chen Ressourcen die Chance für lokales, brei-
tenwirksames Wirtschaftswachstum, das den 
Armen Einkommen ermöglicht. Einige Bei-
spiele sind hier der Zugang zu sauberem und 
bezahlbarem Trinkwasser, die nachhaltige 
Kommerzialisierung von Walderzeugnissen 
und medizinischen Pm anzen oder die Erosions-
bekämpfung zur Sicherung von fruchtbarem 
Acker- oder Weideland. Ebenso erhöht die För-
derung einer dezentralen Energieversorgung 
aus regenerativen Quellen die Möglichkeiten 
für ländliche Bevölkerungsgruppen zur Teil-
habe am wirtscha' lichen und sozialen Leben. 

Die Schwellenländer Indien und China wachsen 
rasant. Was kann die internationale Zusam-
menarbeit tun, damit Nachhaltigkeit auch dort 
ein Paradigma für die Wirtschaft wird?
Wir dürfen keine falschen Erwartungen we-
cken, dass wir auf diese großen aufstrebenden 
Länder ohne weiteres Einm uss ausüben könnten. 
Indien zum Beispiel versteht sich als Weltmacht, 
das Wirtschaftswachstum liegt um 9 Prozent 
und dort leben fast 1,2 Milliarden Menschen. 
Fragen der ökologischen, sozialen und wirt-
scha' lichen Nachhaltigkeit gewinnen dort im-
mer mehr an Bedeutung. Die Regierungen die-
ser Länder sind sich voll bewusst, vor welch 
enormen Herausforderungen sie zum Beispiel 
im Energiebereich oder etwa in der Berufsbil-
dung stehen. Und: Sie wissen auch, wer in der 
Welt das technologische Know-how und die Er-
fahrung hat, um diese Probleme anzugehen. Die 
Deutschen werden gerade bei den beiden ge-
nannten J emen in Indien für äußerst kompe-
tent gehalten. Im Rahmen unserer bilateralen 
Zusammenarbeit unterstützen wir daher die in-
dische Regierung bei ihrer Anstrengung, die ef-
V ziente Verwendung von Energie auf nationaler 
Ebene erheblich zu verbessern. Ähnliches gilt 
für den Berufsbildungsbereich, wo wir Ausbil-
dungsinstitute fördern, die dann mit indischem 
Geld in der Breite nachgeahmt werden könnten. 
Die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit 
mit China haben wir übrigens eingestellt. Dort 
können wir allenfalls noch mit länderübergrei-
fenden Instrumenten und Regionalprogram-
men aktiv werden.

In der Entwicklungspolitik ist Nachhaltigkeit 
das Leitbild. Wo sehen Sie die größten Hand-
lungsfelder der Entwicklungszusammenarbeit, 
um nachhaltiges Wirtschaften in den Partner-

ländern, aber auch auf globaler Ebene zu ver-
wirklichen? Welche Akteure müssen stärker 
oder anders einbezogen werden als bisher?
Ich halte eine nachhaltige Wirtscha' sentwick-
lung für die beste Armutsbekämpfung. Daher 
ist die Zusammenarbeit mit der Wirtscha'  ei-
ner der Schwerpunkte unserer neuen Entwick-
lungspolitik. Wo Unternehmen sozial und 
ökologisch verträglich investieren und Arbeits-
plätze schaK en, ermöglichen sie Menschen ein 
eigenes Einkommen – das ist die ideale Hilfe 
zur Selbsthilfe. Daher fördern wir Corporate 
Social Responsibility, also eine sozial und öko-
logisch verantwortliche Unternehmensfüh-
rung, und wir unterstützen deutsche Unter-
nehmen, die sich in Entwicklungsländern 
nachhaltig engagieren: durch günstige Kredite, 
durch Beratung und durch unser Programm 
develoPPP.de für Entwicklungspartnerschaf-
ten mit der Wirtscha' .

Zugleich fördern wir gute Regierungsfüh-
rung und damit gute Rahmenbedingungen in 
unseren Partnerländern. Unternehmen kön-
nen sich nur dann entfalten, wenn die Rechts-
lage verlässlich ist und Investitionen nicht 
durch übermäßige Bürokratie oder gar Kor-

Dirk Niebel, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung

„ÖKONOMIE UND ÖKOLOGIE VERKNÜPFEN“
Bundesminister Dirk Niebel über die Ziele der Bundesregierung für Rio+20 sowie 

Chancen und Herausforderungen einer nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung
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um die politischen, wirtscha' lichen, sozialen und ökologi-
schen Folgen des Klimawandels in den GriK  zu bekommen. 
Den Klimaschutz in den Entwicklungsländern unterstützt 
Deutschland mit mehr als einer Milliarde Euro und inves-
tiert weltweit mehr als 500 Millionen Euro, um Energieres-
sourcen eo  zienter und klimafreundlicher zu nutzen. Das 
Engagement entsteht nicht allein aus globalem Verantwor-
tungsgefühl, sondern auch aus wirtscha' lichem Interesse, 
wie die Bundesregierung unumwunden erklärt: Eine „grüne 
Wirtscha' “ ist Motor für Wachstum und Beschä' igung. 1,8 
Millionen Deutsche arbeiten im Umweltbereich. Die ge-
plante Verminderung des Treibhausgasausstoßes bis 2020 er-
fordert große Investitionen, schas   so rund 630.000 neue 
Jobs und erbringt ein um 80 Milliarden Euro höheres Brut-
toinlandsprodukt, bestätigt das Umweltbundesamt. Die 
Umwelttechnologie zählt zu Deutschlands wichtigsten Ex-
portgütern. Bis 2020 sollen Umwelttechnologien einen An-
teil von 14 Prozent am deutschen Bruttoinlandsprodukt ha-
ben. Weltweit werden dann mit Umwelttechnologien circa 
3,2 Billionen Euro umgesetzt werden.

Wirtschaftlichkeit als Antrieb

Nicht nur in Deutschland, sondern weltweit sind wirtscha' -
liche Überlegungen deshalb ein starker Antrieb, Nachhaltig-
keit zu verwirklichen. Doch es handelt sich um eine langfris-
tige Aufgabe. „Green Economy ist Weg und Ziel zugleich“, 
betont man bei UNEP. Die Industrieländer haben Jahr-
zehnte gebraucht, bis sie Nachhaltigkeit für sich entdeckten. 
Die Schwellenländer wissen um die Fehler der Industrienati-
onen und um die Gefahr, sie zu wiederholen – immerhin ist 
heute China der größte Produzent von Treibhausgasen. Zu-
nehmend versuchen die Schwellenländer jedoch – unter-
stützt von der internationalen Zusammenarbeit –, Fehlent-
wicklungen zu vermeiden. „Wir können der Praxis der In-
dustrieländer nicht folgen. Wir haben unsere eigene Kultur 
und müssen unsere eigenen Lösungen V nden“, erklärt zum 
Beispiel die Initiative „Green Economy India“. 

Jetzt kommt es darauf an, auch die wenig entwickelten 
Länder einzubeziehen. Die gute Ökobilanz der Industrielän-
der ist nämlich zum Teil erschummelt, weil schadstoK - oder 
energieintensive Industriezweige von ihrem Territorium in 
die Schwellenländer verlegt wurden. Statt sich selbst mit den 
ökologischen Problemen der Produktion herumzuschlagen, 
importieren die reichen Länder die fertigen Produkte. Die 
Schwellenländer ihrerseits reichen das Problem inzwischen 
an die armen Länder weiter, um ihre Umwelt zu schützen 
und sich einen Namen als saubere Produktionsstandorte zu 
machen. Indem das Problem durchgereicht wird, löst man 
aber keine globalen Aufgaben. Das funktioniert nur durch »

CHINA

2,1*

* Wenn alle Menschen 
so lebten wie in diesem 
Land, bräuchte man pro 
Jahr theoretisch so viele 
Erden wie angegeben, um 
ihren Verbrauch zu decken. 
Quelle: The Happy Planet 
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ruption behindert werden. Und wir setzen auf Bildung als 
Schlüsselthema in der Entwicklungszusammenarbeit – 
denn Bildung ermöglicht den Menschen, selbstbestimmt 
ihr Schicksal zu gestalten. Ein gutes Bildungsniveau der 
Menschen schas   wirtscha' liche Chancen, die Armut zu 
überwinden, und befähigt sie, die nachhaltige Entwick-
lung ihrer Gesellscha' en selbst voranzutreiben.

Eine nachhaltige Wirtschaft ist nur möglich, wenn auch 
die Verbraucher bewusster werden in ihrer Rolle als glo-
baler Konsument. Welche Rolle hat die Gesellschaft auf 
dem Weg hin zu einer verantwortlichen Wirtschaft? Was 
kann der Einzelne tun? Wo sehen Sie Ansatzpunkte für 
Menschen, die etwas tun möchten, um eine lebenswerte 
Zukunft für alle zu schaffen? 
Der Verbraucher spielt eine wichtige Rolle im weltweiten 
Warenhandel. Durch seine Kaufentscheidungen kann er 
unmittelbar Einm uss auf die Arbeits- und Lebensbedin-
gungen der Menschen in Entwicklungsländern nehmen. 

Immer mehr Unternehmen berücksichtigen zusätzli-
che Umwelt- und Sozialstandards in ihrer Produktion. 
Für Konsumenten sind diese an Siegeln wie dem FSC-Sie-
gel (aus nachhaltiger Waldwirtscha' ) für Holz- und Pa-
pierprodukte zu erkennen. Auch der Kauf von Produkten 
aus fairem Handel kann beispielsweise helfen, die beteilig-
ten Produzenten aus extremer Armut zu befreien. Er för-
dert lokale organisatorische Basisstrukturen sowie nach-
haltiges Wirtscha' en. Unser Hauptziel ist, den „neu Inte-
ressierten“ oder noch Unentschlossenen individuelle 
Wege und Möglichkeiten aufzuzeigen, wie und wo sie sich 
entwicklungspolitisch engagieren können. So haben wir 
unsere Homepage entsprechend umgestaltet. Wir werden 
es zudem bald Bürgern sehr viel einfacher machen, sich 
entwicklungspolitisch zu engagieren, indem wir eine „Ser-
vicestelle für bürgerscha' liches und kommunales Engage-
ment“ gründen werden, die Anfang 2012 ihre Arbeit auf-
nehmen soll. Sie wird nicht nur vorhandene Instrumente 
der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit der 
 Zivilgesellscha'  bündeln. Von hier wird kün' ig Beratung, 
Begleitung, Finanzierung, QualiV zierung sowie Informa-
tions- und Bildungsarbeit organisiert und unterstützt. Die 
Servicestelle soll den Initialen unseres Ministeriums als 
„BürgerMitmachZentrale“ einen neuen, frischen Impuls 
verleihen und Anlaufstelle für alle Ideen, Anfragen und  
Förderanträge aus dem zivilgesellscha' lichen und kom-
munalen Bereich sein.

 www.develoPPP.de



22 akzente 02/2011

AKZENTUIERT

FO
TO

S:
 F

R
ÉD

ÉR
IC

 S
O
LT

A
N
/C

O
R
B
IS

 (
12

),
 O

CE
A
N
/C

O
R
B
IS

 (
14

),
 R

EN
E 

M
AT

TE
S/

H
EM

IS
.F

R
/L

A
IF

 (
14

),
 S

VE
N
 T

O
R
FI

N
N
/L

A
IF

 (
15

),
 H

EI
KO

 M
EY

ER
/L

A
IF

 (
15

),
 H

A
U
SE

R
/L

A
IF

 (
17

),
 B

M
Z 

(2
0)

ein gemeinsames Verantwortungsbewusstsein, das sich in 
mehr Gerechtigkeit und einem Nord-Süd-Ausgleich konkre-
tisiert. Experten raten zum Beispiel zum Abbau von Subven-
tionen, die die Entwicklungsländer benachteiligen, etwa in 
der Landwirtscha' . Ein mögliches Ausgleichsinstrument ist 
der Emissionshandel, durch ihn erhalten die Entwicklungs-
länder erhebliche Finanzmittel für die Umweltpolitik. Pro-
fessor Ernst Ulrich von Weizsäcker, Träger des Deutschen 
Umweltpreises, plädiert für weltweit gleiche Emissionsrechte 
pro Kopf der Bevölkerung: „Wäre das etabliert, müssten wir 
aus dem Norden Emissionsrechte in großer Zahl im Süden 
einkaufen, und im Süden stellte sich sofort bei jeder CO

2
- re-

levanten Wirtscha' sentscheidung die Alternativfrage: Ist es 
lukrativer, den Plan auszuführen oder die entsprechenden 
Emissionsrechte im Norden zu verkaufen und mit dem Geld 
Eo  zienzverbesserungen zu bezahlen?“

Auch sind weitere Finanztransfers nötig , um den 
Schwellen- und Entwicklungsländern den Aufbau nachhal-
tiger Ökonomien zu ermöglichen. Ende letzten Jahres wurde 
beim Klimagipfel in Cancún die Einrichtung eines Fonds 
beschlossen, um diese Länder bei einer klimafreundlichen 
Entwicklung zu unterstützen. Bis 2012 sollen Entwicklungs-
länder insgesamt 30 Milliarden Dollar dafür bekommen, 
ihre Wirtscha'  mit modernen Technologien auszustatten. 

Bis 2020 sollen sogar 100 Milliarden Dollar jährlich mobili-
siert werden. An guten gemeinsamen Ansätzen mangelt es 
nicht. Jetzt kommt es darauf an, sie konsequent weiterzuver-
folgen und in die Praxis umzusetzen. Große HoK nungen ru-
hen in dem Zusammenhang auf dem Weltgipfel im nächsten 
Jahr. Auch hier unterstützt die GIZ: Im Au' rag von BMU 
und BMZ bereitet sie die Konferenz „J e Water, Energy and 
Food Security Nexus – Solutions for the Green Economy“ 
in Bonn vor, auf der der deutsche Beitrag für den Gipfel in 
Rio erarbeitet werden soll. 

Die Bundesregierung wünscht sich von Rio+20 die 
Gründung einer Welt-Umweltorganisation, die die Verwirk-
lichung der „Green Economy“-Ziele vorantreibt. Die Regie-
rungen sollen maßgeschneiderte Beratungs- und Hilfsange-
bote bekommen, damit sie ihre Wirtscha' sweisen auf Nach-
haltigkeit und Eo  zienz umstellen können. Aber auch die 
Schwellenländer sind gefordert, sich zu internationalen Ab-
kommen zu bekennen, denn nur mit ihrer Unterstützung 
lassen sich die globalen Klimaschutzziele erreichen. Noch ist 
die nachhaltige Wirtscha' sweise tatsächlich eine Vision – 
aber sie gewinnt immer schärfere Konturen.  

 www.giz.de/jahresthema
 www.giz.de/eschborner-fachtage

VON GIPFEL ZU GIPFEL: DIE POLITIK AUF DEM WEG ZUR NACHHALTIGKEIT

Es begann in Rio: Der Weltgipfel von 1992 machte nachhaltige Ent-
wicklung zum globalen Thema. Die Forderungen und Ziele von vor 
20 Jahren beschäftigen die Staatengemeinschaft nach wie vor.  

1992 
Weltgipfel in Rio de Janeiro zum Thema Umwelt und Entwicklung
Ergebnisse: Die Agenda 21 wird von 173 Staaten unterzeichnet und 
gilt als das „Aktionsprogramm für das 21. Jahrhundert“, das um-
welt- und entwicklungspolitische Ziele formuliert. Die Klimarah-
menkonvention ist der erste internationale Vertrag, der die Staa-
tengemeinschaft zum Handeln verpflichtet. Die Convention on 
Biological Diversity verpflichtet zum Schutz der biologischen Viel-
falt und zur nachhaltigen Nutzung der Ressourcen.  

1997 
Weltgipfel Rio+5 in New York 
Ergebnisse: Der Gipfel machte deutlich, dass seit Verabschiedung 
der Agenda 21 nur bescheidene Fortschritte erzielt wurden, zum 
Beispiel in den Bereichen Klimaschutz und Wasser. Das in New 
York verabschiedete Schlussdokument „Programme for the Further 

Implementation of Agenda 21“ enthält allerdings auch nur wenige 
konkrete Verpflichtungen für künftige Maßnahmen. 

2002 
Weltgipfel in Johannesburg zum Thema Nachhaltige Entwicklung 
Ergebnisse: Verabschiedung der politischen Erklärung „The Johan-
nesburg Declaration on Sustainable Development“ und eines Akti-
onsplans „Plan of Implementation“. Prioritäten und konkrete, termi-
nierte Ziele – darunter die Millenniums-Entwicklungsziele – werden 
formuliert.  

2012 
Weltgipfel Rio+20 in Rio de Janeiro zum Thema Green Economy in the 
context of Poverty Eradication and Sustainable Development
Erhoffte Ergebnisse: Stärken des politischen Bekenntnisses zur 
nachhaltigen Entwicklung. Ein Umdenken in Entwicklungsfragen 
soll gefördert werden, um global einen akzeptablen Lebensstan-
dard zu erreichen, gleichzeitig jedoch die Ökosysteme und Ressour-
cen zu bewahren. Neue Lösungen, um die seit 150 Jahren prakti-
zierte, nicht nachhaltige Wirtschaftsentwicklung zu reformieren. 



Erden werden im Jahre 2030 theoretisch erforderlich sein, um unseren 
Verbrauch zu befriedigen, wenn sich die Wirtschaftsweise nicht ändert. 
Davon geht man – nach konservativen Schätzungen – bei den Vereinten 
Nationen aus.  QUELLE: VEREINTE NATIONEN 2010

NACHHALTIGKEIT IN ZAHLEN

des Wasserverbrauchs weltweit 
entfallen auf den Agrarsektor. 
QUELLE: BPB 2010

70 % 

HLEHH

72 % 

aller Lebensräume für Tiere und Pflanzen sind in 
Deutschland gefährdet oder sogar akut von Ver-
nichtung bedroht, so die Rote Liste von 2009.
QUELLE: BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT

investierte Vietnam in den 
Schutz und die Aufforstung 
von Mangrovenwäldern – und 
sparte dadurch circa 5,2 Millionen 

Euro für Deichbauten. 
QUELLE: BANK OF NATURAL CAPITAL 2010

am Tag verdient eine Familie in Guatemala auf der Kaffeeplan-
tage – dafür arbeiten meist auch die Kinder mit. Ein fairer Lohn 
würde den Preis für eine Tasse Kaffee um nur 2 Cent erhöhen.  
QUELLE: DAS ERSTE 2010

788.000 €
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Bis zu 3,5 Millionen neue Jobs könnten laut Internationaler 
Arbeitsorganisation allein in den USA und Europa durch In-
vestitionen in die Energieeffizienz von Gebäuden entstehen. 
QUELLE: ILO 2008

3 €

2
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